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Einführung 

A. Gegenstand der Untersuchung 

Nach § 2 Abs. 1 BetrVG arbeiten Arbeitgeber und Betriebsrat unter Be-
achtung der geltenden Tarifverträge vertrauensvoll und im Zusammenwirken 
mit den im Betrieb vertretenen Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigun-
gen zum Wohl der Arbeitnehmer und des Betriebs zusammen. Diese Vor-
schrift, deren Inhalt üblicherweise als "Grundsatz der vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit"l oder als "Kooperationsmaxime"2 beschrieben wird, durch-
zieht den gesamten Bereich der Beziehungen zwischen Arbeitgeber und Be-
triebsrat und ist als allgemeine, stets zu beachtende Verhaltensregel für beide 
Seiten von grundsätzlicher Bedeutung.3 Hierbei verlangt § 2 Abs. 1 BetrVG, 
wie es das BAG4 einmal schlagwortartig formulierte, von beiden Betriebs-
partnern gegenseitige "Ehrlichkeit und Offenheit". Seinen Vorgänger findet 
§ 2 Abs. 1 BetrVG in § 49 Abs. 1 BetrVG 1952, obgleich die Vorschriften in 
ihrer Formulierung leicht differieren und das in § 49 Abs. 1 BetrVG 1952 
enthaltene Erfordernis, unter Berücksichtigung des Gemeinwohls zusammen-
zuarbeiten, in § 2 Abs. 1 BetrVG nicht mehr erwähnt wird.5 

Gegenstand dieser Untersuchung ist das Verhältnis des Gebots der vertrau-
ensvollen Zusammenarbeit zu der bedeutendsten Generalklausel des Privat-
rechts, zu § 242 BGB. Nach dieser Vorschrift ist der Schuldner verpflichtet, 
die Leistung so zu bewirken, wie Treu und Glauben mit Rücksicht auf die 
Verkehrssitte es erfordern. Seinem Wortlaut und seiner Stellung nach gilt 
§ 242 BGB im Schuldrecht. Jedoch ist seit langem anerkannt, daß aus dieser 
Norm der das ganze Rechtsleben beherrschende Grundsatz folgt, daß jeder-

1 Vgl. statt vieler BAG, AP Nr. 14 zu § 40 BetrVG 1972 BI. 4; Buchner, DB 1974, 
530. 

2 So u.a. G. Müller, Festschrift für W. Herschel, S. 269. 
3 Vg1. Bulla, RdA 1965, 121; Dietz/Richardi § 2 Anm. 1, 4; Fitting/Auffarth/Kaiser 

§ 2 Anm. 1; Galperin/Löwisch § 2 Anm. 2; Gnade/Kehrmann/Schneider/Blanke § 2 Anm. 
1; v. Hoyningen-Huene, Betriebsverfassungsrecht, S. 33; Kammann/Hess/Schlochauer § 2 
Anm. 2; Kraft, GK-BetrVG, § 2 Anm. 1; Kreutz, B1StSozArbR 1972, 44; Nikisch III, 
S.230. 

4 Vgl. AP Nr. 3 zu § 23 BetrVG B1.2 R. Diese Umschreibung ist in der Wissenschaft 
auf einhellige Zustimmung gestoßen, vg1. nur Dietz/Richardi § 2 Anm. 5; Galperin/Lö-
wisch § 2 Anm. 12; Hueck/Nipperdey 11/2, S. 1337; Kraft, GK·BetrVG, § 2 Anm. 12. 

5 Vgl. Dietz/Richardi § 2 Anm. 4, 6f.; Kraft, GK-BetrVG, § 2 Anm. 1; G. Müller, Fest-
schrift für W. Herschel, S. 269f.; Ruf, DB 1971, 2475; Wiese, JArbR Bd. 9,1971,55 
(69). Näheres unten § 2 A 11. 
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mann bei Wahrnehmung seiner Rechte und Erfüllung seiner Pflichten Treu 
und Glauben zu berücksichtigen hat.6 

Das Verhältnis dieser beiden Vorschriften zueinander ist in Rechtsprechung 
und Lehre bisher nur am Rande behandelt worden. 7 Die hier getroffenen 
Aussagen laufen bis auf einige Ausnahmen8 mehr oder weniger auf das glei-
che Ergebnis hinaus: Das Gebot der vertrauensvollen Zusammenarbeit sei ei-
ne Konkretisierung oder Spezialisierung des Grundsatzes von Treu und Glau-
ben im Betriebsverfassungsrecht. Die zu § 242 BGB herausgearbeiteten 
Grundsätze könnten deshalb zur Auslegung der Kooperationsmaxime heran-
gezogen werden.9 Pointiert wird § 2 Abs. 1 BetrVG zuweilen als ,,§ 242 
BGB des Betriebsverfassungsrechts" bezeichnet.1o Eine vertiefte Begründung 
dieser Aussagen und eine eingehende Erörterung der praktischen Konsequen-
zen ist jedoch bislang noch nicht vorgenommen worden. Dies liegt sicherlich 
daran, daß das Betriebsverfassungsrecht ein relativ junges Rechtsgebiet des 
Privatrechts ll ist und bereits von daher noch nicht umfassend dogmatisch 
durchdrungen sein kann. Hinzu kommt, daß im Betriebsverfassungsrecht als 
einem sehr praxisbezogenen Rechtsgebiet die Lösung konkreter Fallgestal-
tungen im Vordergrund steht und darüber leicht der dogmatische Zusammen-
hang in den Hintergrund tritt. 

Das Verhältnis des Grundsatzes von Treu und Glauben zur Kooperations-
maxime hat indessen erhebliche praktische Bedeutung. So fragt es sich, auf 
welcher Basis und in welchem Umfang die zu § 242 BGB entwickelten Fall-
gruppen auf die rechtlichen Beziehungen der Betriebspartner übertragbar 
sind. Die dogmatische Grundlage für eine solche grundsätzliche übertragung 
ist im ersten Teil der Untersuchung zu klären. 12 Hier ist zu überlegen, ob 
§ 242 BGB und § 2 Abs. 1 BetrVG grundsätzlich nebeneinander für die Be-

6 Vgl. ausführlich unten § 1 A. 
7 Vgl. BAG, AP Nr. 6 zu § 61 BetrVG BI. 3 mit Anm. Richardi; DB 1984,248 (250); 

Buchner, DB 1974,530 (533); Bulla, RdA 1965, 121 (130); Dietz, RdA 1969, 1 (6); 
ders., Anm. zu BAG, AP Nr. 1 zu § 58 BetrVG BI. 5; Dietz/Richardi § 2 Anm. 10; Hueck/ 
Nipperdey 11/2, S. 1337; Kammann/Hess/Schlochauer § 2 Anm. 21; Kraft, GK-BetrVG, 
§ 2 Anm. 10; G. Müller, Festschrift für W. Herschel, S. 269 (292); Sandvoss, MitbestGespr. 
1977,199 (200); Söllner, DB 1968,571 (573); Wiese, GK-BetrVG,z.B. § 37 Anm.123, 
§ 40 Anm. 10. Vgl. auch Hacker, Kurskorrektur, S. 1 (6). 

8 Vgl. beispielsweise Hueck/Nipperdey 11/2, S. 1337, der sich offensichtlich gegen eine 
Vergleichbarkeit von § 2 Abs. 1 BetrVG und § 242 BGB ausspricht. 

9 So beispielsweise Dietz/Richardi § 2 Anm. 10; vgl. auch Richardi, Anm. zu BAG, AP 
Nr. 6 zu § 61 BetrVG BI. 6 R. 

10 So Kammann/Hess/Schlochauer § 2 Anm. 21. 
11 Nach heute herrschender, zutreffender Ansicht ist das Betriebsverfassungsrecht zum 

Privatrecht zu zählen, vgl. Dietz/Richardi § 1 Anm. 32ff.; Galperin/Löwisch vor § 1 Anm. 
8; Kraft, GK-BetrVG, § 1 Anm. 4ff.; eingehend Konzen, Privatrechtssystem, S. 279 ff., 
der von einem Sonderprivatrecht ausgeht; unentschieden BAG, AP Nr. 1 zu § 2 ArbGG 
1953 Betriebsverfassungsstreit BI. 2 R; a. A. Kammann/Hess/Schlochauer vor § 1 Anm. 
10. 

12 V gl. unten § § 1 bis 4. 
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triebspartner gelten oder ob § 242 BGB von der Kooperationsmaxime ver-
drängt wird. Letzteres setzt neben der Geltung des § 242 BGB für das Ver-
hältnis der Betriebspartner voraus, daß beide Normen strukturell und inhalt-
lich die gleiche Aufgabe wahrnehmen, somit also vergleichbar sind, und § 2 
Abs. 1 BetrVG aufgrund bestimmter Besonderheiten dem Grundsatz von 
Treu und Glauben vorgeht. 

Im zweiten Teil der Untersuchung ist dann die Reichweite einer übertra-
gung der zu § 242 BGB entwickelten Fallgruppen zu behandeln. 

So stellt sich die Frage, nach welchen allgemeinen Grundsätzen die Be-
triebspartner ihre betriebsverfassungsrechtlichen Pflichten zu erfüllen ha-
ben.13 Weiterhin ist zu prüfen, ob und inwieweit Pflichten und Rechte der 
Betriebspartner in Ergänzung der gesetzlichen oder vereinbarten Regelungen 
begründbar sind. 14 Hier ist insbesondere zu erörtern, ob Mitbestimmungs-
und Mitwirkungsrechte des Betriebsrats außerhalb des Katalogs der gesetzli-
chen Vorschriften aus § 2 Abs. 1 BetrVG herleitbar sind. Auch ergibt sich 
beispielsweise die Frage, ob über den Arbeitsvertrag hinausgehende Pflichten 
des Arbeitgebers bzw. der Betriebsratsmitglieder zum Schutz des Eigentums 
oder sonstiger Rechtsgüter der anderen Seite bestehen. Diese Problematik 
kommt z.B. in einem Beschluß des BAG vom 3. Oktober 1978 15 zum Aus-
druck, in dem es um die Kostentragungspflicht des Arbeitgebers nach § 40 
Abs. 1 BetrVG ging. Der Betriebsrat hatte einen Prozeß gegen den Arbeitge-
ber angestrengt und verloren. Er verlangte daraufhin vom Arbeitgeber Erstat-
tung seiner Anwaltskosten für den vorhergehenden Prozeß. Zu entscheiden 
war die Frage, ob vom Betriebsrat, der bei Verfahren vor den Arbeitsgerich-
ten gern. § 11 Abs. 1 Satz 1 ArbGG die Wahlmöglichkeit hat, den Rechts-
streit entweder selbst zu führen oder sich vertreten zu lassen, nach § 2 Abs. 1 
BetrVG verlangt werden kann, auf anwaltliche Hilfe zu verzichten. 16 Wenn 
auch das BAG dies letztlich ablehnte, so führte es dennoch aus, § 2 Abs. 1 
BetrVG gebiete den Betriebsratsmitgliedern die angemessene Berücksichti-
gung der finanziellen Belange des Arbeitgebers. 17 Das Gericht befürwortete 
somit eine Pflicht zum Schutz der Vermögensinteressen der anderen Seite, 
wie sie zu § 242 BGB diskutiert wird. 18 

13 Vgl. unten § 6. 
14 Vgl. unten § 7. 
15 Vgl. AP Nr. 14 zu § 40 BetrVG 1972. 
16 Vgl. zu diesem Problemkreis ausführlich Zitscher, DB 1984, 1395. 
17 Vgl. AP Nr. 14 zu § 40 BetrVG 1972 BI. 4f. unter Hinweis auf AP Nr. 6 zu § 20 

BetrVG 1972 BI. 2 R; zust. Grunsky, Anm. zu BAG, AP Nr. 14 zu § 40 BetrVG 1972 
BI. 7. 

18 Nach § 242 BGB gilt der Grundsatz, daß jede Seite die gebotene Sorgfalt für die Ge-
sundheit und das Eigentum des anderen Teils zu beobachten hat, vgl. RGZ 78,239 (240); 
Münch.Komm.-Roth § 242 Anm. 182; Palandt-Heinrichs § 242 Anm. 4 B b; Näheres un-
ten § 2 E 11 1 m. w. N. 

2 Witt, Kooperationsmaxime 
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